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In vielen Firmengeschichten gibt es Perio-
den, in denen Verluste zu verzeichnen sind, 
z. B. in der Anfangsphase, bei grossen In-
vestitionen oder als Folge einer Rezession. 
Im neuen Aktienrecht sollen die Gläubiger 
in solchen Situationen besser geschützt 
werden. Der Liquidität eines Unterneh-
mens wird mit dem revidierten Aktienrecht 
künftig mehr Beachtung geschenkt.

Aktive Überwachung der  
Zahlungs fähigkeit
Nach geltendem Recht hat der Verwal-
tungsrat erst bei einem Kapitalverlust eine 
konkrete Handlungspflicht. Das neue Recht 
verpflichtet ihn explizit, die Zahlungsfähig-
keit der Gesellschaft aktiv zu überwachen. 
Droht eine Zahlungsun-
fähigkeit, muss der Ver-
waltungsrat Massnahmen 
treffen, um die Zahlungs-
fähigkeit sicherzustellen. Wenn erforder-
lich, muss er weitere Massnahmen zur 
Sanierung der Gesellschaft treffen. Diese 
Massnahmen muss er ausserdem bei der 
Generalversammlung beantragen, wenn 
sie in deren Zuständigkeit fallen (z. B. Ka-

pitalerhöhungen, Zuschüsse). Im Gesetz 
wird neu ausdrücklich auf das Mittel der 
Nachlassstundung hingewiesen, für die der 
Verwaltungsrat das entsprechende Gesuch 
einreichen muss – und zwar «mit der gebo-
tenen Eile», wie es im Gesetzestext heisst.

Kapitalverlust und Unterdeckung
Das neue Aktienrecht definiert auch ex-
plizit, wann bei einem Kapitalverlust eine 
Unterdeckung vorliegt: wenn in der letzten 
Jahresrechnung die Aktiven abzüglich der 
Verbindlichkeiten die Hälfte der Summe 
aus Aktienkapital, nicht an die Aktionäre 
zurückzahlbarer gesetzlicher Kapitalreserve 
und gesetzlicher Gewinnreserve nicht mehr 
decken (sogenannter «hälftiger Kapitalver-

lust»). Diese Berechnung 
ist relativ anspruchsvoll. 
Idealerweise holt man sich 
in diesem Punkt fachli-

che Unterstützung von seinem Treuhän-
der. Liegt eine Unterdeckung vor, muss 
die Jahresrechnung nach neuem Recht vor 
der Genehmigung durch die Generalver-
sammlung eingeschränkt geprüft werden –  
durch die Revisionsstelle oder, wenn eine 

Aktienrechtsrevision

Haftungsrisiken für  
Verwaltungsräte nehmen zu
Ab 1. Januar 2023 regelt das revidierte Aktienrecht die Bestimmungen zum  
Kapitalverlust und zur Überschuldung neu. Die Anforderungen an den Verwal-
tungsrat einer AG sowie die Gesellschafter einer GmbH werden strenger. 
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